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Vernehmlassungsverfahren 

Eidgenössisches Justiz- und Polizeidepartement 

Entwurf zur Änderung des Asylgesetzes und des Bundesgesetzes 
über die Ausländerinnen und Ausländer in Bezug auf den Ersatz 
von Nichteintretensentscheiden 
Im Rahmen der vom 15. Januar 2009 bis zum 15. April 2009 durchgeführten Ver-
nehmlassung zum Entwurf der Revision des Asylgesetzes (AsylG; SR 142.31) und 
des Bundesgesetzes über die Ausländerinnen und Ausländer (AuG; SR 142.20) 
wurde von verschiedenen Vernehmlassungsadressaten auf die unübersichtliche und 
schwer verständliche Systematik der Nichteintretenstatbestände mit den dazugehö-
renden Ausnahmebestimmungen hingewiesen und vorgeschlagen, anstelle des 
Nichteintretensverfahrens grundsätzlich ein beschleunigtes materielles Verfahren 
vorzusehen. Aufgrund des am 1. April 2004 in Kraft getretenen Entlastungspro-
gramms 2003 (EP03) wurde eine neue Regelung eingeführt, wonach Personen mit 
einem rechtskräftigen Nichteintretensentscheid (NEE) von der Sozialhilfe ausge-
schlossen werden und bei Bedarf nur noch Nothilfe erhalten (Sozialhilfestopp). Seit 
dem 1. Januar 2008 gilt der Sozialhilfestopp nun auch für Personen mit einem 
rechtskräftig abgelehnten materiellen Asylentscheid. Damit ist einer der wesentlichs-
ten Unterschiede zwischen Nichteintretensverfahren und materiellen Verfahren 
weggefallen. Angesichts dieser Ausgangslage ist eine Anpassung und Vereinfa-
chung des bestehenden Nichteintretensverfahrens gerechtfertigt. Die vom EJPD 
eingesetzte Expertenkommission hat einen Änderungsvorschlag ausgearbeitet, 
wonach zwischen einem Nichteintretensverfahren wie bisher mit einer Beschwerde-
frist von 5 Tagen und einem einheitlichen materiellen Asylverfahren mit einer 
generellen Beschwerdefrist von neu 15 Tagen unterschieden wird (bisher 30 Tage). 
Als flankierende Massnahme zur Verbesserung des Rechtsschutzes von Asylsu-
chenden soll neu anstelle der Hilfswerksvertretung bei Anhörungen eine Beitrags-
leistung des Bundes an eine allgemeine Verfahrens- und Chancenberatung für Asyl-
suchende vorgesehen werden.  
Vernehmlassungsfrist: 22. März 2010 
Die Vernehmlassungsunterlagen können bezogen werden bei: 
Bundesamt für Migration, Stabsbereich Recht, Quellenweg 6, 3003 Bern-Wabern, 
Telefon 031 325 93 78, Fax 031 324 80 47, www.bfm.admin.ch/bfm/de/home.html 
Die Vernehmlassungsunterlagen sind elektronisch abrufbar unter: 
http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/pendent.html 
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